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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Stavenhagen, Leicht, Dr. Schäuble, 
Benz, Dr. Prassler, Dr. Evers, Dr. Hauser (Sasbach), Dr. Artzinger und Genossen 
- Drud^sache 7/4077 - 

betr. geplante Rheinstaustufe bei Neuburgweier 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 16. Ok- 
tober 1975 - W 4 I 52.05.00 FR 10. 1/16 Min 75 - die Kleine 
Anfrage wie folgt beantwortet: 


Nach dem Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Französischen Republik über den Ausbau des Rheins zwischen 
Kehl/Straßburg und Neuburgweier/Lauterburg vom 4. Juli 1969 
(Bundesgesetzbl. 1976 II, S. 727) ist zur Verhütung der Erosion auf 
der Rheinstrecke unterhalb der gegenwärtig im Bau befindlichen 
Staustufe Iffezheim eine fortschreitende Panzerung des Rheinbettes 
vorgesehen. 

In einer am 13. Juli 1975 paraphierten Zusatzvereinbarung sind die 
Bundesregierung und die Regierung der Französischen Republik 
übereingekommen, gemeinsam die Staustufe Neuburgweier zu 
bauen, da die Sohlenerosion nicht mit einer Panzerung des Rhein- 
bettes verhindert werden könne. 

Der Bau der Staustufe Neuburgweier stellt einen erheblichen Ein- 
griff in die Landschaft und in den Naturhaushalt dar. Der Ort 
Neuburgweier wäre auf das Schwerste betroffen, da die Staustufe 
unmittelbar an die ersten Wohngebäude des Ortes grenzen würde. 

Bereits bei den Verhandlungen mit der französischen Regierung, 
die zum Abschluß des Vertrages vom 27. Oktober 1956 über 
den Ausbau des Oberrheins zwischen Basel und Straßburg führ- 
ten, haben sich die Bundesregierung und die Regierung des 
Landes Baden-Württemberg zum Ziel gesetzt, die Umwelt im 
Bereich des Oberrheins, vor allem die wasserwirtschaftlichen 
und landeskulturellen Verhältnisse, und die Schiffahrtsverhält- 
nisse im Strom selbst zu erhalten. Ein Weiterbau des Rhein- 
seitenkanals als kombinierter Kraftwerks- und Schiffahrtskanal 
hätte damals wegen des Weiterwirkens der Sohlenerosion im 
Rhein und des dadurch ausgelösten Absinkens des Grundwas- 
serspiegels äußerst schwerwiegende nachteilige Auswirkungen 
auf die Grundwasserverhältnisse und die Landeskultur mit 
landwirtschaftlichen Schäden von erheblicher Tragweite zur 
Folge gehabt. Durch die Verwirklichung der im Vertrag verein- 
barten Teilkanallösung, der sog. Schlingenlösung, ist es jedoch 
gelungen, die Umweltverhältnisse des Oberrheins in diesem 
Abschnitt auch tatsächlich zu erhalten. 
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Dasselbe Ziel haben die Bundesregierung und die Regierung 
des Landes Baden-Württemberg uneingeschränkt auch verfolgt 
beim Abschluß des Vertrages zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Republik vom 4. Juli 1969 
über den Ausbau des Rheins zwischen Kehl/Straßburg und 
Neuburgweier/Lauterburg und der am 16. Juli 1975 Unterzeich- 
neten Zusatzvereinbarung über den Bau der Staustufe Neuburg- 
weier zu diesem Vertrag. Dabei waren sich die Bundesregie- 
rung und die jeweils beteiligten Landesregierungen darüber im 
klaren, daß zur Erhaltung des gegenwärtigen Zustandes in der 
Oberrheinebene sich im Verhältnis zu dem angestrebten größe- 
ren landeskulturellen Ziel geringe Eingriffe in die Natur im 
engeren örtlichen Oberrheinbereich nicht vermeiden lassen 
würden. 


1. Warum wurden nicht nach Abschluß des deutsch-französischen 
Vertrages von 1969 verschiedene Lösungsmöglichkeiten zur Ver- 
hinderung der Sohlenerosion untersucht? 

Bei Abschluß des Vertrages von 1969 gingen die Bundesregie- 
rung und die französische Regierung davon aus, daß das ange- 
strebte Ziel durch die im Vertrag vorgesehene Panzerung der 
Rheinsohle in Verbindung mit wasserbaulichen Regulierungs- 
maßnahmen erreichbar sein würde. Die vertragsgemäß durch- 
geführten gemeinsamen deutsch-französischen Untersuchungen 
ließen im Jahre 1972 jedoch erkennen, daß eine Sohlenpanze- 
rung die unterhalb von Iffezheim auftretenden Probleme ohne 
eine unzulässige Beeinträchtigung der Schiffahrt nicht werde 
lösen können. 

Da Untersuchungen über andere Lösungsmöglichkeiten als der 
Bau von Staustufen in einer Erosionsstrecke durchgeführt wer- 
den müssen, konnte mit ihnen deshalb frühestens im Erosions- 
bereich unterhalb der Staustufe Gambsheim nach deren Fertig- 
stellung im Jahre 1974 begonnen werden. 


2. Welche Erfolgschancen bieten 

a) Zugabe von Geschiebe, 

b) Bau von Sohlschwellen, 

Es ist wegen der zur Zeit noch laufenden Untersuchungen nicht 
möglich, die Erfolgschancen der Zugabe von Geschiebe und des 
Baus von Sohlschwellen abschließend zu beurteilen. 


c) Betoninjektionen? 

Betoninjektionen in dem Ausmaß, wie sie zu einer dauerhaften 
Stabilisierung der Rheinsohle notwendig wären, bringen eine 
Fülle äußerst schwieriger Probleme mit sich. Wegen der wech- 
selnden Untergrundverhältnisse mit unterschiedlicher Durch- 
lässigkeit, Wassertiefen und Strömungsverhältnisse im Rhein- 
bett und weil darüber hinaus die Herstellung einer durch Injek- 
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tionen großflächig befestigten Flußsohle mit wirtschaftlich ver- 
tretbaren Mitteln nur sehr schvrer lösbar sein wird, sind solche 
Injektionen als alleinige Lösungsmöglichkeit zunächst nicht in 
Betracht gezogen worden. Bei den Untersuchungen für den Bau 
von Sohlschwellen (2 b) wird jedoch auch geprüft, ob Injek- 
tionen hierfür geeignet sind. 


3. Welche Untersuchungen zu dem Problem der Erosion unterhalb 
von Iffezheim laufen zur Zeit? 

Der Bau der Staustufe Neuburgweier, der Gegenstand der Zu- 
satzvereinbarung vom 16. Juli 1975 ist, stellt gegenwärtig noch 
die einzige Lösungsmöglichkeit dar, durch welche die Erosion 
auf Dauer wirksam verhindert werden kann. Aus diesem Grunde 
werden für die Oberrheinstrecke Iffezheim -Neuburgweier/ 
Lauterburg keine Untersuchungen durchgeführt. Die im Gang 
befindlichen Untersuchungen haben den Zweck, für den Ober- 
rheinabschnitt unterhalb von Neuburgweier eine andere 
Lösungsmöglichkeit als den Bau von Staustufen zur Verhinde- 
rung der Erosion zu finden. 


4. Hat die Bundesregierung aus den laufenden Untersuchungen 
neue Erkenntnisse seit der Beantwortung der Kleinen Anfrage 
der Abgeordneten Benz, Dr. Evers, Dr. Hauser (Sasbach), Dr. 
Gruhl, Dr. Stavenhagen und Genossen - Drucksache 7/3067 - 
gewonnen, die die Möglichkeit eröffnen, mit dem Baubeginn zu 
warten, bis die endgültigen Ergebnisse aus diesen Untersuchun- 
gen vorliegen? 

Die Bundesregierung hat aus den laufenden Untersuchungen 
noch keine neuen Erkenntnisse seit Beantwortung der Kleinen 
Anfrage der Abgeordneten Benz, Dr. Evers, Dr. Hauser (Sas- 
bach), Dr. Gruhl, Dr. Stavenhagen und Genossen - Drucksache 
7/3067 - gewonnen. Mit dem Baubeginn der Staustufe Neuburg- 
weier kann nicht bis zum Vorliegen der endgültigen Unter- 
suchungsergebnisse - voraussichtlich 1980 - gewartet werden, 
weil bei ungünstigen Rheinabflüssen bis dahin verhängnisvolle 
Erosionsfolgen eingetreten sein könnten. 


5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, das mit der 
Erosion verbundene Absinken des Grundwasserspiegels durch 
Stützgewässer entlang des Rheins zu verhindern? 

Während der Verhandlungen mit Frankreich über die Zusatz- 
vereinbarung vom 16, Juli 1975 durchgeführte Untersuchungen 
haben ergeben, daß durch ein Stützgewässer entlang des Rheins 
nur eine Absenkung des Rheinwasserspiegels um ein bestimm- 
tes Maß - etwa 2 m - so ausgeglichen werden kann, daß land- 
seitig des Stützgewässers keine nachteiligen Veränderungen der 
Grundwasserverhältnisse eintreten. Unterhalb von Iffezheim ist 
aber ein wesentlich stärkeres Absinken des Rheinwasserspie- 
gels als Folge der Erosion zu erwarten. Wegen der Abhängig- 
keit der Erosion von den Rheinabflüssen muß damit gerechnet 
werden, daß bei einer durchaus möglichen Aufeinanderfolge 
von mehreren Naßjahren mit großer Erosions Wirkung die durch 
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ein Stützgewässer ausgleichbare Absenkung des Rheinwasser- 
spiegels schon in wenigen Jahren überschritten werden kann. 
Deshalb müßte bis zum Erreichen der ausgleichbaren Absen- 
kung des Rheinwasserspiegels bereits die Staustufe Neuburg- 
weier betriebsbereit sein, um weitreichende Schäden zu ver- 
hüten. 


6. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, zufrieden- 
stellende Schiffahrtsbedingungen durch entsprechende Ausbil- 
dung der Buhnen bei gleichzeitiger Verhinderung der Erosion 
unmittelbar unterhalb Iffezheim durch Betoninjektionen zu 
gewährleisten? 

Zufriedenstellende Schiffahrtsbedingungen mit - wie im Vertrag 
von 1969 vorgesehen - einer Fahrwassertiefe von 2,10 m bei 
gleichwertigem Wasserstand (d. i. ein für die Schiffahrt maß- 
geblicher Niedrigwasserstand) in Anpassung an das Ausbau- 
ziel im Rheinabschnitt Neuburgweier/Lauterburg-St. Goar 
könnten durch normale Regulierungsmaßnahmen (Verlängern 
und Neubau von Buhnen) hergestellt werden. Dagegen erscheint 
die Möglichkeit, durch Betoninjektionen die Rheinsohle zur 
Verhinderung der Erosion zu stabilisieren, - wie in der Ant- 
wort zu Frage 2 c) aufgezeigt - kaum verwirklichbar. Hinzu 
kommt, daß eine solche Sohlenstabilisierung durch Betoninjek- 
tionen bis in den Raum unterhalb von Speyer weitergeführt 
werden müßte, weil erst dort ein natürlicher Gleichgewichts- 
zustand ohne Erosion bei geschiebelosem Abfluß erwartet wer- 
den kann. 


7. Wann legt die Bundesregierung eine Gesamtplanung vor, in der 
die folgenden ebenfalls geplanten Projekte koordiniert sind: 

a) Bau der Autobahn Karlsruhe-Pirmasens, 

b) Neutrassierung der Bundesstraße 36, 

Die Vorlage einer Gesamtplanung, in welcher der Bau der Auto- 
bahn Karlsruhe ~ Pirmasens (A 8) und die Neutrassierung der 
Bundesstraße 36 koordiniert sein sollten, ist vorerst noch nicht 
möglich. Für beide Projekte sind bisher lediglich generelle Vor- 
untersuchungen durchgeführt worden. Mit der Verwirklichung 
der Bauvorhaben ist aus heutiger Sicht erst nach 1990 zu rech- 
nen, da sowohl die Autobahn Karlsruhe - Pirmasens (A 8) als 
auch die Bundesstraße 36 südlich von Karlsruhe bei der Neube- 
wertung des Bedarfsplanes keine Dringlichkeitseinstufung er- 
halten haben, sondern lediglich als möglicher weiterer Bedarf 
offengehalten wurden. Beim Bau der Staustufe Neuburgweier 
braucht daher auch nicht durch etwaige Vorleistungen auf einen 
späteren Bau der genannten Bundesfernstraßen Rücksicht ge- 
nommen zu werden. 


c) Verlegung der Landesstraße 566 über den Staudamm, 

d) Industrieaussiedlungen im Gebiet von Lauterburg (Elsaß), 

e) Erweiterung des Flugplatzes Forchheim? 

Für die hier aufgeführten Projekte ist der Bund nicht Planungs- 
träger. Er kann lediglich über die eigenen Fachplanungen, wie 
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sie z. B. im Bundesverkehrswegeplan und im Raumordnungs- 
prouraiiim ihren Niederschlag gefunden haben, Akzente für eine 
großräumige Planung setzen. Im übrigen strebt der Bund eine 
ausgewogene Gesamtplanung an durch seine Stellungnahmen 
zu den Landesentwicklungs- und Regionalplänen sowie den 
Fachplänen des Landes Baden-Württemberg, und durch Ge- 
spräche mit Frankreich und der Schweiz. Die internationalen 
Verflechtungsprobleme sollen insbesondere in einer deutsch- 
französisch-schweizerischen Regierungskommission für regio- 
nale Fragen im Grenzgebiet am Oberrhein behandelt werden, 
deren Konstituierung in Kürze erfolgen wird. 

Die Verlegung der Landesstraße 566 über den Staudamm wird 
allerdings bei den zur Zeit laufenden Planungsarbeiten für die 
Staustufe Neuburgweier berücksichtigt und mit den Straßen- 
bauverwaltungen der Bundesländer Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz sowie den übrigen Beteiligten abgestimmt. 


8. Welche Möglichkeiten bestehen, die Staustufe etwa 2 km strom- 
aufwärts zu bauen und welche Verbesserungen würden sich 
daraus ergeben? 

Wegen der notwendigen Anbindung der Schleusenkanäle an 
die Schiffahrtsrinne im Rhein ist eine Verschiebung der Achse 
der Staustufe Neuburgweier um etwa 2 km nach oberstrom 
nicht möglich. In der Zusatzvereinbarung vom 16. Juli 1975 
wurde ein gewisser Spielraum für die Lage der Bauwerke offen 
gelassen, der jedoch mit Rücksicht auf die Bebauung auf dem 
linken Rheinufer, die Lage der Schiffahrtsrinne, die Strömungs- 
verhältnisse und den geplanten Straßenübergang auf ungefähr 
400 m beschränkt ist. Die optimale, endgültige Lage der Bau- 
werke der Staustufe soll bei der im Gang befindlichen Abstim- 
mung mit allen Betroffenen festgelegt werden. 


9. Wie sieht die neueste Kostenschätzung für die geplante Stau- 
stufe Neuburgweier aus? 

Eine neue Kostenermittlung wird aufgestellt, sobald die Ab- 
stimmung der Planung mit den Beteiligten beendet sein wird. 
Nach dem deutsch-französischen Vorentwurf vom Mai 1973 be- 
tragen die voraussichtlichen Baukosten (Preisstand Oktober 
1972) für die Staustufe und die Stauhaltung 344 Mio DM, von 
denen 215 Mio DM auf die deutsche und 129 Mio DM auf die 
französische Seite entfallen. Die schadenverhütenden Maßnah- 
men, die jeder Vertragspartner auf seinem Hoheitsgebiet trägt, 
sind auf den deutschen Rheinufern mit 85 Mio DM (Preisstand 
Oktober 1972) veranschlagt. 


5 




